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Berlin, den 8. Februar 2021 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Arzte der Welt ist eine medizinische humanitäre Organisation, die auch in 

Deutschland tätig ist und medizinische Versorgung für Menschen anbietet, die 

keinen oder nur eingeschränkten Zugang zu Gesundheitsdiensten haben. Seit 

langem sehen wir dringenden Änderungsbedarf hinsichtlich §87 AufenthG und 

mochten daher die Gelegenheit des Beteiligungsverfahrens nutzen, um folgende 

gesetzliche Änderungen vorzuschlagen: 

Artikel 3 Nummer 2 des Referentenentwurfs sieht Änderungen des §87 AufenthG 
vor. Die folgenden Änderungsbefehle sollten darin aufgenommen werden:

a) [neuj: In Absatz 1 werden die Worte,Offentiche Stellen" durch die Worte 

Polizei- und Ordnungsbehorden sowie offentiche Stellen mit der Aufgabe 
der Strafverfolung und -vollstreckung" ersetzt. 

Altermativ: In Absatz 1 wird das Wort ,sowie" nach dem Wort ,Schulen" durch ein 
Komma ersetzt und nach den Worten Bildungs- und Erziehungseinrichtungen 
die Worte,sowie Einrichtungen des Gesundheitswesens" eingefügt. 

b)neu: In Absatz 2 werden die Worter ,Offentiche Stellen" durch die Worter 
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Die in Absatz 2 genannten Stellen" ersetzt. 

Deutschland hat sich mit Ratifizierung des im Jahr 1976 in Kraft getretenen UN- 

Sozialpakt volkerrechtlich verbindlich verpfichtet, die Vorassetzungen dafür zu 

schaffen, dass für jedermann - unabhangig vom Aufenthaltsstatus- im 

Krankheitsfall die Möglichkeit sichergestellt ist, medizinische Einrichtungen und 
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ärztliche Betreuung in Anspruch zu nehmen. Auch nach der EU-Grundrechte-Charta 
hat grundsätzlich jede Person unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus das Recht 

auf Zugang zu Gesundheitsvorsorge und auf ärztliche Versorgung. 

Fur Menschen ohne geregelten Aufenthaltsstatus wird dieses volkerrechtlich 
verbriefte Recht jedoch nicht verwirklicht. Obwohl nach AsylBLG ein Anspruch auf 

eingeschrankte medizinische Leistungen besteht, nehmen die betroffenen Personen 
aus Angst vor der Weitergabe ihrer Daten an die Ausländerbehörden und einer dann 

drohenden Abschiebung medizinische Hilfe oftmals überhaupt nicht oder viel zu spät 

in Anspruch. Damit werden Krankheiten verschleppt, chronifizieren sich oder werden 

mangels frühzeitiger Behandlung zu schwer heilbaren Zuständen. Gerade die Covid- 
19-Pandemie macht deutich, wie gefahrlich es werden kann, wenn Menschen sich

nicht trauen, medizinische Hilfe in Anspruch zu nehmen. 

Zu fordern ist daher eine Beschränkung der auslanderrechtlichen 
Ubermittlungspfichten im Aufenthaltsgesetz, sodass diese im Ergebnis nur solche 

offentlichen Stellen betreffen, die für die Gefahrenabwehr und die Strafrechtspfiege 

zustandig sind. Alternativ sollte zumindest die bereits für Schulen und 

Bildungseinrichtungen geltende Ausnahme auf den Gesundheitsbereich ausgeweitet 

werden. 

Der Gesetzgeber würde damit nicht nur eine seit Jahren erhoberne Forderung von 

zivilgesellschaftichen Organisationen und Kirchen aufnehmen, sondern auch der 

Empfehlung der Abschließenden Bemerkungen des UN-Ausschusses für 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte zum Staatenbericht Deutschlands 

Folge leisten. Darin heißt es: 

Der Ausschuss ist besorgt daruber, dass 5 87 Absatz 2 des Aufenthaltsge setzes 
offentliche Stellen verpflichtet, den Ausländerbehörden Migrantinnen und Migranten 

ohne gütigen Aufenthaltstitel zu melden, da dies ireguláre Arbeitsmigrantinnen und 

-migranten daran hinder kann, Angebote in Anspruch zu nehmen, die unerlasslich 

fur die Ausubung ihrer Rechte sind, wie z.B. Gesundheitsdienste..." 
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.Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, eine klare Trennung (,fire wall") 
zwischen den Erbringem öffentlicher Dienstleistungen und den Ausländerbehörden 
vorzunehmen, einschließlich der Aufhebung des $ 87 Absatz 2 Aufenthaltsgesetz, 
damit irregulàre Arbeitsmigrantinnen und -migranten Basisdienste angstfrei in 

Anspruch nehmen können. 

Wir hoffen deshalb, dass Sie unseren Vorschlag aufgreifen. Bei Ruckfragen stehen 

wir lhnen sehr gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Johanna Offe 

Referentin Grundsatz und Advocacy 
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